
 

sozialrecht justament 
kompakt und aktuell – Rechtswissen für die existenzsichernde Sozialberatung 

Jg.3 / Nr.10 
März/2015 

 

  

 

NEU: www.sozialrecht-justament.de 
 

Inhalt 

Fünf Entscheidungen aus dem Tätigkeitsbericht 2014 des Bundessozialgerichts mit Kommentar ........ 3 

Krankenversicherung ........................................................................................................................... 3 

Feststellung der Arbeitsunfähigkeit als Voraussetzung für Krankengeld ........................................ 3 

SGB II – Grundsicherung für Arbeitsuchende ...................................................................................... 4 

„Keine allgemeine Bagatellgrenze bei unabweisbarem erhöhtem laufenden Bedarf .................... 4 

Minderjährigenschutz bei Erstattungsforderungen des Jobcenters ............................................... 5 

Zuständigkeit für Entscheidung über Hausverbot ........................................................................... 6 

Sozialhilfe (SGB XII) .................................................................................................................................. 7 

Leistungen für den Lebensunterhalt – Erwachsene „ohne“ Haushalt ................................................ 7 

Überblick: Weitere Entscheidungen des Bundesozialgerichts aus 2013/ 2014 und einige LSG-

Entscheidungen ....................................................................................................................................... 9 

Urteile zur Bedeutung des Antrags und des Weiterbewilligungsantrags im SGB II ............................ 9 

Urteile zur Einkommensanrechnung im SGB II – Entscheidungen des Bundessozialgerichts ............. 9 

 

 

SGB II-Seminar 2015: Kosten der Unterkunft (SGB II/SGB XII) 
In München, Nürnberg, Frankfurt/M. 

mehr auf Seite 2 

 

Beckhäuser und Eckhardt – Fortbildungen für die sozialpädagogische Beratung 

© Bernd Eckhardt (V.i.S.d.P.) – © Martina Beckhäuser (Farbe) 

www.sozialpaedagogische-beratung.de  

www.sozialrecht-justament.de 

Kontakt: info@sozialpaedagogische-beratung.de 
  

http://www.sozialpaedagogische-beratung.de/
http://www.sozialrecht-justament.de/


 
sozialrecht justament 2/2015 2 
 

 
info@sozialpaedagogische-beratung.de  www.sozialrecht-justament.de 

 

SGB II-Seminar 2015 
Kosten der Unterkunft (SGB II/SGB XII) 

 
Termine, Kosten, Anmeldung: 
München:  24. Juni 2015 (I. Teil „laufende“ Unterkunftskosten) und 25. Juni 2015 (II. Teil 

„außerplanmäßige“ Unterkunftskosten)  

Teilnahmegebühr: pro Tag 100 Euro, beide Tage 190 Euro (incl. Getränke) 

Tagungsort: Evangelische Stadtakademie, Herzog-Wilhelm-Straße 24 

Nürnberg:  7. Juli 2015 (I. Teil „laufende“ Unterkunftskosten) und 8. Juli 2015 (II. Teil 

„außerplanmäßige“ Unterkunftskosten)  

Teilnahmegebühr: pro Tag 100 Euro, beide Tage 190 Euro (incl. Getränke) 

Tagungszentrum Estragon (Aidshilfe), Entengasse 2 (nicht barrierefrei) 

Frankfurt/M.:  15. Juli 2015 (I. Teil „laufende“ Unterkunftskosten) und 16. Juli 2015 (II. Teil 

„außerplanmäßige“ Unterkunftskosten)  

Teilnahmegebühr: pro Tag 120 Euro, beide Tage 230 Euro, incl. 3-Gänge-

Menü in der Cafeteria und Getränke  

Im Konferenzraum 2, Caritasverband Frankfurt e. V., Alte Mainzer Gasse 10 

Ausführliche Seminarbeschreibung auf der Seite www.sozialrecht-justament.de :  

http://sozialrecht-justament.de/data/documents/Ausschreibung_KdU_Bild.pdf 

Das Seminar besteht aus zwei eintägigen Teilen (9.00 – 16.00 Uhr). Da beide Teile thematisch scharf 

abgegrenzt sind, ist es möglich, auch nur einen Seminartag zu besuchen. Ich bitte aber um 

Verständnis dafür, dass ich im Seminar nur Fragen zu den jeweils am Seminartag vorgesehenen 

Themen beantworten kann.  

Anmeldungen: Gerne formlos per E-Mail (info@sozialpaedagogische-beratung.de) mit Name, 

Rechnungsadresse und Träger/Einrichtung, wenn die Einrichtung/Träger die Kosten übernimmt, oder 

per Post (bitte e-mail angeben) an obenstehende Anschrift. Bitte genau angeben, welche(r) Tag(e) 

gebucht wird. Sie können auch das mitgeschickte Anmeldeformular (Seite 5) verwenden. Jede 

Anmeldung wird per E-mail bestätigt! Fällig werden die Teilnahmegebühren 2 Wochen nach 

Rechnungsstellung.  

 

  
 

Das Seminar in München findet - wie schon seit vielen Jahren - mit 
Unterstützung des Münchner Arbeitslosenzentrums MALZ statt (Seidlstr. 4, 
80335 München). 
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Fünf Entscheidungen aus dem Tätigkeitsbericht 2014 des 

Bundessozialgerichts mit Kommentar 

Der Tätigkeitsbericht des Bundessozialgerichts enthält u.a. ausgewählte Entscheidungen aus dem Jahr 

2014. Die Auswahl entspricht nicht immer den praktischen Fragestellungen der existenzsichernden 

Sozialberatung, aber dennoch ist der Bericht lesenswert. Er findet sich unter: 

http://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Publikationen/Taetigkeitsberichte/Taetigkeitsbericht_2014_p

df.html?nn=3565080 

Nachfolgend zitiere ich drei Entscheidungen aus dem Tätigkeitsbericht, die meines Erachtens für die 

Beratung von besonderer Bedeutung sind, weil sie häufig anzutreffen sind. 

Krankenversicherung 

Feststellung der Arbeitsunfähigkeit als Voraussetzung für Krankengeld  

Urteil vom 16.12.2014 - B 1 KR 37/14 R -, zur Veröffentlichung in BSGE und SozR vorgesehen: 

„Versicherte erhalten ihre Beschäftigtenversicherung mit Krankengeldberechtigung 

nur aufrecht, wenn sie ihre Arbeitsunfähigkeit vor dem Ende der 

Krankengeldbewilligung mit der voraussichtlichen Arbeitsunfähigkeitsdauer erneut 

ärztlich feststellen lassen. Das Gesetz verlangt die ärztliche Feststellung der 

Arbeitsunfähigkeit, um Versicherten und Krankenkassen eine verlässliche 

Entscheidungsgrundlage zu geben, soweit nicht ausnahmsweise eine ärztliche 

Fehlbeurteilung im Rahmen rechtzeitiger Wiedervorstellung des Versicherten bei 

einem Arzt, Geschäfts- oder Handlungsunfähigkeit oder eine unzutreffende 

Beratung durch die Krankenkasse den Versicherten hieran hindern. “ 

Kommentar und Praxisbezug 

Es ist ein Ärgernis, dass selbst bei offensichtlicher objektiv durchgängiger Arbeitsunfähigkeit der 

Anspruch auf Beschäftigtenversicherung mit Krankengeldberechtigung entfällt, wenn bei der 

Feststellung der Arbeitsunfähigkeit eine Lücke von nur einem Tag entsteht. Dieser Tag kann auch auf 

einen Sonntag fallen. Das Bundessozialgericht stützt die Krankenkassen, die diese rigide Linie schon 

immer favorisieren. In der Praxis betrifft das immer auf tragische Weise die Fälle, in denen ein 

Krankengeldanspruch über das Ende des Beschäftigungsverhältnisses aufgrund vorliegender 

Arbeitsunfähigkeit fortbesteht. Wird die Feststellung der Arbeitsunfähigkeit auch nur durch einen Tag 

unterbrochen, besteht kein weiterer Anspruch auf Krankengeld. Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld 

kann aber bei weiterem Vorliegen der Arbeitsunfähigkeit auch nicht geltend gemacht werden. Nach 

einem Monat erlischt dann auch der kostenfreie Krankenversicherungsschutz. Betroffene stehen dann 

ohne Versicherungsleistungen da und müssen bei Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen SGB II-

Leistungen beantragen. 

Einzige Möglichkeit: Im Nachhinein wird festgestellt, dass die nicht rechtzeitige Wiedervorstellung 

beim Arzt durch Geschäfts- und Handlungsunfähigkeit verursacht wurde. Es tritt aber nicht selten der 

Fall ein, dass psychisch kranke Menschen eine weitere Bescheinigung der Arbeitsunfähigkeit mangels 

Krankheitseinsicht nicht wünschen, aber dennoch nach kurzer Zeit de facto arbeitsunfähig sind 

(Klinikeinweisung).  

Beispiel: 

Aktuell liegt mir ein solcher Fall in Nürnberg vor: Die Krankenkasse verweigert aufgrund der 

vorliegenden Lücke die Krankengeldzahlung. Die nachträgliche Bescheinigung der Arbeitsunfähigkeit 

durch den Facharzt und der Klinik kann laut Krankenkasse die Lücke nicht schließen. Aufgrund der 

mailto:info@sozialpaedagogische-beratung.de
http://www.sozialrecht-justament.de/
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nachträglichen Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung und der objektiv vorliegenden Arbeitsunfähigkeit 

lehnt die Arbeitsagentur aber Leistungen trotz der Arbeitslosmeldung ab. Damit entfällt nicht nur das 

Krankengeld, sondern auch der Krankenversicherungsschutz. Hier kann nur die Argumentation mit 

„eine(r) ärztliche(n) Fehlbeurteilung im Rahmen rechtzeitiger Wiedervorstellung des Versicherten bei 

einem Arzt, Geschäfts- oder Handlungsunfähigkeit“ zu einem Krankengeldanspruch führen. Der 

Psychiater hätte sozialrechtlich auf eine weitere Bescheinigung der Arbeitsunfähigkeit gegen den 

Willen des Patienten bestehen müssen.  

SGB II – Grundsicherung für Arbeitsuchende 

 Keine allgemeine Bagatellgrenze bei unabweisbarem erhöhtem laufenden Bedarf 

Urteil vom 6.4.2014 - B 14 AS 30/13 R -, zur Veröffentlichung in BSGE und SozR 4-4200 § 21 Nr. 18 

vorgesehen: 

„Mangels Rechtsgrundlage gibt es in der Grundsicherung für Arbeitsuchende keine 

allgemeine Bagatellgrenze in Höhe von 10 vom Hundert des monatlichen 

Regelbedarfs, der im Jahr 2015 pro Monat 399 Euro für Alleinstehende beträgt. 

Auch eine Einsparmöglichkeit durch "Umschichtung" innerhalb des Regelbedarfs 

kommt nur zum Tragen bei Bedarfen, die dem Grunde nach vom Regelbedarf 

umfasst sind. Daher besteht ein Mehrbedarf nach § 21 Absatz 6 Sozialgesetzbuch 

Zweites Buch wegen der Kosten der Ausübung des Umgangsrechts seitens eines 

Vaters mit seiner von ihm getrennt lebenden 4jährigen Tochter, zum Beispiel alle 

zwei Wochen samstags von 12 bis 17 Uhr. Sozialgericht und Landessozialgericht 

haben ihm daher zu Recht zur Ausübung des Umgangsrechts Fahrtkosten in 29 

Höhe von 27,20 Euro ausgehend von 0,20 Euro pro Kilometer monatlich 

zugesprochen, die das beklagte Jobcenter unter Hinweis auf eine allgemeine 

Bagatellgrenze abgelehnt hatte. 

Kommentar und Praxisbezug 

Rechtlich geht es darum, was im SGB II ein erheblich abweichender laufender Bedarf ist, der einen 

Mehrbedarf nach § 21 Absatz 6 SGB II begründet:  

„Bei Leistungsberechtigten wird ein Mehrbedarf anerkannt, soweit im Einzelfall ein 

unabweisbarer, laufender, nicht nur einmaliger besonderer Bedarf besteht. Der Mehrbedarf 

ist unabweisbar, wenn er insbesondere nicht durch die Zuwendungen Dritter sowie unter 

Berücksichtigung von Einsparmöglichkeiten der Leistungsberechtigten gedeckt ist und seiner 

Höhe nach erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf abweicht“. 

In den Fachlichen Hinweisen der Bundesagentur für Arbeit wurde bis zur Entscheidung des 

Bundessozialgerichts eine 10 %-Bagatellgrenze festgelegt, die aus dem im SGB II vorgesehenen 

„Ansparbetrag“ für in größeren Abständen anfallenden Einmalbedarfen (notwendige Anschaffung 

eines Kühlschrank, u.ä.) abgeleitet wurde. Das hat schon logisch nicht überzeugt, da die Betroffenen 

ja ebenfalls einmalige Bedarfe haben, für deren Befriedigung sie ansparen sollen. Das 

Bundessozialgericht hat nun entschieden, dass diese Praxis rechtswidrig ist.  

Interessant ist die Argumentation des BSG: Die Bagatellgrenze rechtfertigt sich nie einfach aus 

Gründen der Existenzsicherung des Einzelnen, also derart, dass Betroffene schon irgendwie mit ein 

paar Euro weniger zurechtkommen. Die rechtlich korrekte Begründung der Bagatellgrenze besteht im 

Vorliegen eines nicht zu rechtfertigenden Verwaltungsaufwands. Dieser muss mit dem Grundrecht der 

Existenzsicherung ins Verhältnis gesetzt werden. Nur in Ausnahmefällen ist die Beschneidung des 

Grundrechts offensichtlich so gering, dass sie eine solche Verwaltungsvereinfachung rechtfertigt.  

mailto:info@sozialpaedagogische-beratung.de
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Das Bundessozialgericht nennt als mögliche Bagatellgrenze zum Beispiel Cent-Beträge, die aufgrund 

von Rundungsregelungen nicht ausgezahlt werden. Schon im Jahr 2007 hat das Bundessozialgericht 

eine Entscheidung des Landessozialgerichts Bayern bestätigt, dass eine Bagatellgrenze in Höhe von 

6 Euro bei Fahrtkosten zu Meldeterminen für rechtswidrig erklärt hat (Bundessozialgericht - B 14/7b 

AS 50/06 R vom 06.12.2007). 

Minderjährigenschutz bei Erstattungsforderungen des Jobcenters  

Urteil vom 18.11.2014 - B 4 AS 12/14 R -, zur Veröffentlichung in SozR vorgesehen 

Ein junger Volljähriger muss Grundsicherungsleistungen, die er als Minderjähriger 

zu Unrecht erhalten hat, nur bis zur Höhe des bei Eintritt der Volljährigkeit 

vorhandenen Vermögens erstatten, wenn die Voraussetzungen des § 1629a 

Bürgerliches Gesetzbuch für eine beschränkte Haftung von Minderjährigen 

vorliegen. Entscheidend ist, dass die Forderung während der Minderjährigkeit 

erbrachte Leistungen betrifft und durch eine pflichtwidrige Handlung des 

gesetzlichen Vertreters begründet worden ist. In dem konkreten Fall hatte es die 

Mutter des Klägers trotz entsprechender Information durch diesen versäumt, das 

Jobcenter zeitnah über die Zahlung von Berufsausbildungsbeihilfe zu informieren, 

sodass es zu einer Überzahlung von Grundsicherungsleistungen gekommen war. Es 

ist unerheblich, dass das Jobcenter den Erstattungsbescheid erst nach dem Eintritt 

der Volljährigkeit des Klägers erlassen hatte. Andernfalls kann allein durch 

Abwarten erreicht werden, dass ein junger Volljähriger die von ihm während seiner 

Minderjährigkeit bezogenen Leistungen entgegen § 1629a Bürgerliches Gesetzbuch 

erstatten muss. Die entsprechende Anwendung des § 1629a Bürgerliches 

Gesetzbuch begünstigt auch keine unberechtigte Inanspruchnahme von 

Sozialleistungen, weil das Jobcenter den handelnden Vertreter zumindest seit dem 

1. April 2011 über § 34a Sozialgesetzbuch Zweites Buch auf Erstattung in Anspruch 

nehmen kann. 

Kommentar und Praxisbezug 

Viele SGB II-Leistungsberechtigte haben Schulden beim Jobcenter. Für SGB II-Leistungen gilt das 

Individualprinzip: jeder(r) hat grundsätzlich seine eigene Leistung und seine eigenen Schulden. Daher 

sind regelmäßig auch Minderjährige mit Jobcenter-Rückforderungen belastet. Nach § 1629a 

Bürgerliches Gesetzbuch erlöschen aber diese Schulden bei Eintreten der Volljährigkeit und 

gleichzeitiger Mittellosigkeit. Das hat das Bundessozialgericht schon früher entschieden. Nun waren 

manche Jobcenter der Meinung, dass ein Erstattungsanspruch für Überzahlungen während der 

Minderjährigkeit, der erst nach der Volljährigkeit geltend gemacht wird, nicht unter die 

Minderjährigenhaftungsbegrenzung fällt. Das hat, wie erwartet, das Bundessozialgericht abgelehnt.  

Ich zitiere das Urteil hier, weil die Regelung von Jobcentern meist überhaupt nicht beachtet wird.  

Das Bundessozialgericht verweist zudem auf § 34a SGB II, der es seit dem 1.4.2011 ermöglicht, bei den 

„schuldigen“ Verursachern der Überzahlung die Leistungen zurückzuholen.  

Hierzu ein Beispiel: Derzeit habe ich einen durch die Familienhilfe vermittelten Fall einer 23-jährigen 

alleinerziehenden Auszubildenden, die, seit sie 16 Jahre alt ist, mit damals über 6.000 Euro 

Rückforderungen konfrontiert ist. Seitdem sie 18 Jahre alt geworden ist, hat sie schon ca. 3000 Euro 

zurückgezahlt. 3.000 Euro sind noch offen. Die Begrenzung der Aufrechnung auf längstens 3 Jahre 

wurde – wie so oft – nicht beachtet. Das Jobcenter will nunmehr wieder beim Mehrbedarf für 

Alleinerziehende aufrechnen, den sie als Auszubildende vom Jobcenter nur noch erhält.  

mailto:info@sozialpaedagogische-beratung.de
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Rechtlich korrekt ist aber: Die aufgrund der Forderung geleisteten Rückzahlungen in Höhe von 3.000 

Euro müssen vom Jobcenter zurückerstattet werden. Hierbei sind folgende Verjährungsfristen zu 

beachten: § 44 SGB X ermöglicht die Überprüfung von rechtswidrigen Verwaltungen der 

Vergangenheit. Für das SGB II gilt nach § 40 SGB II, dass bei rechtswidrig zu niedriger 

Leistungsgewährung nur Nachzahlungen für das laufende und vorhergehende Kalenderjahr erbracht 

werden. Diese zeitliche Einschränkung gilt aber nicht, wenn SGB II-Leistungen zu Unrecht erstattet 

worden sind. Die rechtswidrige Bereicherung des Jobcenters verjährt nicht. Das hat das 

Bundesozialgericht ebenfalls im Jahr 2014 entschieden (Bundessozialgericht - B 4 AS 19/13 R vom 

13.2.2014). Das Jobcenter kann sich allerdings nach § 34a SGB II auch noch für sehr lange Zeit mit der 

Forderung an den Verursacher der Überzahlung wenden. In § 34a Abs. 2 Satz 1 heißt es:  

„Der Ersatzanspruch verjährt in vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in 

dem der Verwaltungsakt, mit dem die Erstattung nach § 50 des Zehnten Buches 

festgesetzt worden ist, unanfechtbar geworden ist.“  

Im genannten Fall wurde die Erstattung am 23.Mai 2008 geltend gemacht. Die Vierjahresfrist beginnt 

also nach dem Jahr 2008, d.h. am 1.1.2009 zu laufen und endet am 31.12.2012 um Mitternacht. Im 

Ergebnis muss das Jobcenter die Restforderung löschen und alles, was es nach Eintritt der Volljährigkeit 

ohne Rechtsgrund einbehalten hat, nach § 44 SGB  I verzinst zurückzahlen.  

Im Einzelfall kann ein später gestellter Überprüfungsantrag bei rechtswidrigen Erstattungsforderungen 

des Jobcenters den Vorteil haben, dass das Jobcenter die Leistungen verzinst zurückzahlen muss, 

seinerseits aber keinen Ersatzanspruch nach § 34a SGBII aufgrund des Ablaufs der Verjährungsfrist 

geltend machen kann (vielleicht motiviert das zur Beachtung des Rechts). 

Zuständigkeit für Entscheidung über Hausverbot  

Beschluss vom 21.7.2014 - B 14 SF 1/14 R -, zur Veröffentlichung in SozR 4-1500 § 51 Nr. 12 vorgesehen 

Für Streitigkeiten über ein Hausverbot, das von einem Jobcenter gegenüber einem 

Antragsteller auf Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch für 

Dienstgebäude des Jobcenters ausgesprochen wird, sind die Gerichte der 

Sozialgerichtsbarkeit zuständig und nicht die allgemeinen Verwaltungsgerichte 

oder die ordentlichen Gerichte. Denn es handelt sich hierbei um öffentlich-rechtliche 

Streitigkeiten in Angelegenheiten der Grundsicherung für Arbeitsuchende, weil das 

Rechtsverhältnis zwischen dem Adressaten des Hausverbots - der (fortlaufend) 

Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch beantragenden Person - und 

dem das Hausverbot aussprechenden Jobcenter seine Grundlage im 

Sozialgesetzbuch Zweites Buch hat.  

Kommentar und Praxisbezug 

Bisher war teilweise unklar, wie gegen ein Hausverbot vorgegangen werden kann, bzw. welche 

Gerichtsbarkeit hier zuständig ist. Im Grunde kann ein Hausverbot mit Widerspruch angegangen 

werden. Ein Widerspruch hat hier zwar grundsätzlich aufschiebende Wirkung, aber es ist anzunehmen 

und liegt in der Natur der „Sache“, dass das Jobcenter nach § 86a Abs. 2 Nr. 5 SGG die sofortige 

Vollziehbarkeit anordnet. Dagegen kann sich dann der Betroffene beim Sozialgericht wenden.  

mailto:info@sozialpaedagogische-beratung.de
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Sozialhilfe (SGB XII) 

Leistungen für den Lebensunterhalt – Erwachsene „ohne“ Haushalt 

Urteile vom 23.7.2014 - B 8 SO 14/13 R -, zur Veröffentlichung in BSGE und SozR 4-3500 § 28 Nr. 9 

vorgesehen; - B 8 SO 31/12 R -, zur Veröffentlichung in BSGE und SozR 4 vorgesehen; - B 8 SO 12/13 R  

Von besonderer Bedeutung waren drei Entscheidungen des Senats vom 23. Juli 2014 

zur Höhe des Regelbedarfs bei den Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei 

Erwerbsminderung (Grundsicherungsleistungen) gemäß §§ 41 ff Sozialgesetzbuch 

Zwölftes Buch, die in gleicher Weise jedoch für die Hilfe zum Lebensunterhalt (§§ 

27, 27a Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch) gelten. In den drei Verfahren ging es um 

die Frage, ob Erwachsene sozialhilfebedürftige Personen mangels eigenen 

Haushalts Leistungen für den Lebensunterhalt nach der Regelbedarfsstufe 1 

(100 %) oder der Regelbedarfsstufe 3 (80 %) erhalten, wenn sie als behinderte 

Menschen mit ihren Eltern beziehungsweise einem Elternteil oder als zu 

pflegende Person mit einer anderen pflegenden Person zusammen wohnen. 

Hierzu hat der 8. Senat ausgeführt, dass sich im Sozialhilferecht der Bedarf einer 

erwachsenen leistungsberechtigten Person im Grundsatz nach der 

Regelbedarfsstufe 1 auch dann richtet, wenn sie mit einer anderen Person in einer 

Haushaltsgemeinschaft mit gemeinsamer Haushaltsführung lebt, ohne deren 

Partner zu sein; die Regelbedarfsstufe 3 komme bei Zusammenleben mit anderen 

in einem Haushalt nur zur Anwendung, wenn keinerlei eigenständige oder eine 

nur ganz unwesentliche Beteiligung an der Haushaltsführung vorliege. § 39 Satz 

1 1. Halbsatz Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch enthalte insoweit beim 

Zusammenleben außerhalb von Partnerschaften die gesetzliche Vermutung, dass 

die Haushaltsführung gemeinschaftlich und gleichberechtigt erfolge. Diese 

gesetzliche Vermutung gelte auch beim Zusammenleben von Eltern mit behinderten 

erwachsenen Kindern. Auch dort müsse typisierend davon ausgegangen werden, 

dass die hilfebedürftige Person nicht von der Haushaltsführung gänzlich 

ausgeschlossen, sondern im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit an der 

Haushaltsführung beteiligt sei. Ein fremder Haushalt könne nur dann vorliegen, 

wenn entgegen der gesetzlichen Vermutung keinerlei eigenständige oder nur eine 

gänzlich unwesentliche Beteiligung an der Haushaltsführung vorliege; die 

materielle Beweislast dafür liege indes bei dem Sozialhilfeträger. Auf die 

Rechtsfigur des Haushaltsvorstands komme es nicht an.  

Kommentar und Praxisbezug 

Die Entscheidung des Bundessozialgerichts ist überfällig. Die Ungleichbehandlung von 

Leistungsberechtigten des SGB II und SGB XII bei der Höhe des Regelbedarfs verletzt jedes 

Rechtsgefühl. Auch die neue Rechtsprechung des Bundessozialgerichts führt aber letztendlich zu 

keiner befriedigend Lösung. Hier müsste der Gesetzgeber etwas ändern. Bisher galt: SGB-

Leistungsberechtigte sind insofern gegenüber SGB XII-Leistungsberechtigten im Vorteil, dass sie ab 

dem Alter von 25 Jahren auch dann als alleinstehende Bedarfsgemeinschaft gelten, wenn sie mit den 

Eltern zusammen wohnen. Konkret für das Jahr 2015: Mit dem 25. Geburtstag steigt für die SGB II-

(Zwangs)-NesthockerInnen der Regelbedarf von 320 Euro auf 399 Euro. Das sind immerhin ziemlich 

genau 25%. Diese Erhöhung wurde Behinderten in der Wohnung der Eltern verwehrt, weil sie keinen 

eigenen Haushalt bilden würden. Das sieht das Bundessozialgericht nunmehr anders. Wichtig ist: Das 

Bundessozialgericht sieht die Möglichkeit des auf 80% abgesenkten Regelbedarfs (Regelbedarfsstufe 

3) nur dann vor, wenn das Sozialamt nachweist, dass keine Haushaltsbeteiligung entsprechend der 
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Fähigkeiten vorliegt. (Regelbedarfsstufe 3 ist gesetzlich vorgesehen: „für eine erwachsene 

leistungsberechtigte Person, die weder einen eigenen Haushalt führt, noch als Ehegatte, 

Lebenspartner oder in eheähnlicher oder lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft einen 

gemeinsamen Haushalt führt“ (Anlage zu § 28 Regelbedarfsstufen nach § 28 in Euro). Die 

Regelbedarfsstufe 3 ist nunmehr nach der Rechtsprechung des Bundesozialgerichts der selten 

anzuwendende Ausnahmefall. Normalerweise erhalten sie nun ab dem 18. Geburtstag den vollen 

Regelbedarf.  

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) folgt der Argumentation des 

Bundesozialgerichts nicht und hat vorläufig angewiesen, das Urteil nicht umzusetzen. (vgl. Schreiben 

des BMAS http://www.harald-thome.de/media/files/BMAS-Rundschreiben-2015_3.pdf) Rechtlich ist 

das möglich, weil nur das Bundesverfassungsgericht allgemein bindendes Richterrecht schaffen kann.  

Grund der unterschiedlichen Auffassung ist das Verständnis darüber, was unter der „Führung eines 

Haushaltes“ zu verstehen ist. Meines Erachtens führt diese Diskussion vollkommen ins Leere. Weder 

ist dem Schreiben des BMAS noch der Entscheidung des Bundessozialgerichts zu entnehmen, wie sich 

der Bedarf eines Erwachsenen SGB XII-Leistungsberechtigten, der bei seinen Eltern lebt, legitim 

bestimmen lässt. Das BMAS konzentriert sich vermutlich auf die Synergieeffekte, dass nur eine 

Waschmaschine, ein Kühlschrank usw. im Haushalt vorhanden sein muss. Vollkommen verkannt wird, 

dass erwerbsunfähige Erwachsene, die im Haushalt der Eltern leben, dennoch auch das Bedürfnis 

nach einer eigenständigen Lebensführung haben. Die eigenständige Lebensführung heißt in diesem 

Kontext, das Bedürfnis sich öfters außerhalb des Haushaltes aufzuhalten, mit Freunden außerhalb 

Essen zu gehen und am gesellschaftlichen Leben teilzuhaben. Es geht m.E. um diesen besonderen 

Bedarf „eigenständige Lebensführung“ obwohl im Haushalt der Eltern gewohnt wird. Im Ergebnis ist 

dem Bundessozialgericht zuzustimmen, nicht aber in der Argumentation.  

Was heißt das nun für das SGB II? Im SGB II wird stillschweigend angenommen, dass alle, die mit ihren 

Eltern zusammenwohnen, keinen eigenen Haushalt führen, solange sie noch nicht 25 Jahre alt sind. 

Waren bisher die über 25-jährigen NesthockerInnen im SGB II gegenüber dem SGB XII im Vorteil, so 

sind nunmehr – folgt man dem Bundessozialgericht - die 18-24 Jährigen im SGB XII besser gestellt. 

Ihnen müsste in der Regel der volle Regelbedarf gewährt werden. Das Bundessozialgericht hat in einer 

Entscheidung aus dem Jahr 2012 festgestellt, dass auch 18-24 jährige SGB II-Leistungsberechtigte, die 

bei ihren Eltern leben, den vollen Regelbadarf haben können: Das BSG argumentiert, dass “nicht jedes 

Zusammenleben unter einem Dach eine Bedarfsgemeinschaft” begründet (Bundessozialgericht - 

14 AS 45/11 R vom 14.03.2012). Das gilt auch für erwachsene Kinder, die unter 25 jahre alt sind. Die 

U-25 Kinder gehören nicht automatisch zur Bedarfsgemeinschaft, weil sie in der Wohnung der Eltern 

wohnen, sondern nur wenn sie mit diesen einen Haushalt im Sinne des gemeinsamen Wirtschaftens 

bilden. Die “Haushaltsaufnahme” ist Voraussetzung der Bedarfsgemeinschaft. Allerdinsgs gilt: Im SGB 

II stellt ein eigener Haushalt die seltene Ausnahme dar. Darlegungspflichtig sind dann die 

Betroffenen.  

Im SGB XII reicht eine nicht unwesentliche Mitwirkung bei der Haushaltsführung um den vollen 

Regelbedarf zu erhalten. Im SGB II muss dagegen ein eigener Haushalt geführt werden. Ob diese 

Differenz sinnvoll ist, kann bezweifelt werden. Praktikabel ist sie auf jeden Fall nicht. 

Vielleicht sollten sich die JuristInnen einmal stärker mit der Lebenssituation und Bedürfnislage 

erwachsener Behinderter im Haushalt der Eltern auseinandersetzen.  
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Überblick: Weitere Entscheidungen des Bundesozialgerichts 

aus 2013/ 2014 und einige LSG-Entscheidungen 

Urteile zur Bedeutung des Antrags und des Weiterbewilligungsantrags im 
SGB II in Kurzform 

 BSG B 4 AS 29/13 R vom 2.4.2014: Ein SGB III-Antrag kann nur in Einzelfällen gleichzeitig als 

Antrag auf SGB II-Leistungen ausgelegt werden, wenn Hilfebedürftigkeit gegenüber der 

Arbeitsagentur deutlich gemacht wird: Keine generelle Auslegung nach dem 

Meistbegünstigungsprinzip dahingehend, dass der SGB II-Antrag den SGB II-Antrag 

einschließt: keine rückwirkende SGB II-Antragstellung möglich, wenn das ALG I nicht 

vollständig abgelehnt wurde.  

 LSG Bayern L 7 AS 642/12 vom 27.2.2014 (Revision anhängig): Jobcenter ist nach dem 

Meistbegünstigungsprinzip verpflichtet so zu beraten, dass Leistungsberechtigte die für sie 

optimale Leistung erhalten. Die Beratung schließt auch den optimalen Antragszeitpunkt ein. 

Ergibt sich bei der Bearbeitung, dass ein späterer Antrag für den Betroffenen optimaler ist, 

muss er diesbezüglich „spontan“ beraten werden. Eine Antragsrücknahme kann bis zur 

bestandskräftigen Bescheidung erfolgen. Berät das Jobcenter nicht, besteht ein 

sozialrechtlicher Herstellungsanspruch, der den Betroffenen so stellt, als ob er den Antrag 

optimal gestellt hätte.  

 BSG B 14 AS 23/13 R vom 9.4.2014: Weiterbewilligungsantrag wirkt wie Erstantrag, wenn die 

Hilfebedürftigkeit durch Erwerbsarbeit für einen Monat unterbrochen wurde. „Gedeckelte“ 

Unterkunftskosten aufgrund eines nicht erforderlichen Umzugs sind beim Neuantrag 

vollständig zu übernehmen.  

 LSG Bayern L 7 AS 589/11 vom 12.8.2013: Bei zeitnahem erneuten Eintritt in den SGB II-Bezug 

ist es dem Jobcenter erlaubt, die Regelschonfrist von 6 Monaten bei der Zahlung 

unangemessener Unterkunftskosten zu verkürzen. Eine Mindestschonfrist orientiert sich an 

der Kündigungsfrist der Mieter von drei Monaten.  

 Die Urteile schließen an einer früheren Entscheidung des BSG (B 4 AS 29/07 R vom 30.9.2008) 

an, die besagt, dass bei einer Unterbrechung der Hilfebedürftigkeit für mindestens einen 

Monat aus Einkommen bei Neuantragstellung Vermögen wird (Eine vormalige Verteilung einer 

höheren einmaligen Einnahme auf sechs Monate wirkt nicht mehr bei Neuantragstellung nach 

einer solchen Unterbrechung der Hilfebedürftigkeit). 

Urteile zur Einkommensanrechnung im SGB II – Entscheidungen des 
Bundessozialgerichts 

 B 14 AS 38/12 R vom 17. Oktober 2013; B 14 AS 76/12 R vom 12. Dezember 2013; B 14 AS 

33/12 R vom 29. November 2012: Einkommen darf ausnahmslos nur dann angerechnet 

werden, wenn es sich um für die Bestreitung des Lebensunterhalts bereite Mittel handelt. 

Thema aller Entscheidungen ist das grundrechtlich notwendige Anrechnungsregulativ, dass 

Einkommen zur Bestreitung des Lebensunterhalts als verfügbares Mittel stets vorhanden sein 

muss, wenn es auf den Bedarf angerechnet wird.  

 B 4 AS 31/13 R vom 5.6.2014 (Absetzungen bei Selbständigen mit Verdienst unter 400 Euro):  

Bei Einkommen unter 400 Euro werden grundsätzlich alle mit der Erzielung verbundenen 

Ausgaben mit der 100 Euro-Pauschale abgegolten. Das LSG Hessen bejahte das auch für die 

Betriebsausgaben beim selbständigen Einkommen eines Tischtennislehrers. Das BSG hob die 

Entscheidung auf. Betriebsausgaben, die den üblichen Ausgaben von Arbeitnehmern 
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entsprechen (wie z.B. Anfahrtswege zu einer festen Arbeitsstelle) fallen unter die 100 Euro-

Pauschale, andere Ausgaben können hingegen abgesetzt werden. Das gilt auch für den Teil der 

Leasingraten eines Fahrzeugs, der dem Teil seiner betrieblichen Nutzung entspricht. 

(Angemessenes KFZ beim Bundessozialgericht immerhin: maximal untere Mittelklasse) 

 B 4 AS 31/13 R vom 5.6.2014: Kein Abzug der Versicherungspauschale bei weiterem 

Einkommen, auch wenn der Grundabsetzbetrag (100 Euro-Pauschale) bei Erwerbseinkommen 

nicht ausgeschöpft wird. 

Eine volljährige Schülerin verdiente 80 Euro im Monat durch einen Nebenjob. Bisher hatte sie 

beim Kindergeld einen Freibetrag von 30 Euro. Das Erwerbseinkommen von 80 Euro wurde 

nicht angerechnet, weil es innerhalb der 100 Euro-Pauschale lag. Die Versicherungspauschale 

entfällt aber in diesem Fall, entschied das BSG.  

 B 4 AS 31/13 R vom 17.7.2014: Erwerbstätigenfreibetrag und Grundfreibetrag: doppelte 

Berücksichtigung des Grundfreibetrags, wenn 2 Monatslöhne in einem Monat zufließen 

Bei der Anrechnung von Erwerbseinkommen werden nach § 11a SGB II Absetzbeträge und 

Freibeträge bei der Anrechnung zugunsten der Leistungsberechtigten berücksichtigt. Unklar 

war bisher, wie Einkommenszuflüsse zu bereinigen seien, die den Lohn für mehrere Monate 

umfassen. Das BSG hat jetzt eine Entscheidung getroffen, die zumindest rechtssicher regelt, 

dass bei Einkommen aus dem gleichen Arbeitsverhältnis die Freibeträge und Absetzbeträge 

aufgrund des Zeitraums der tatsächlichen Beschäftigung berechnet werden.   

 B 14 AS 61/13 R vom 28.10.2014: Klarstellungen zum Verhältnis des Grundabsetzbetrags von 

100 Euro bei Erwerbstätigkeit und der 200 Euro-Pauschale bei Aufwandsentschädigungen 

(Ehrenamt oder Übungsleitertätigkeit) 

Das Bundessozialgericht hat klargestellt, dass es keine Übertragung der höheren Pauschale, 

die bei einer ehrenamtlichen Tätigkeit gewährt wird, auf das Erwerbseinkommen geben 

kann. Gleichzeitig hat das BSG aber auch die Rechtsauffassung der Bundesagentur für Arbeit 

verworfen, die bei der Inanspruchnahme der 100 Euro-Pauschale aufgrund von 

Erwerbseinkommen, keine weiteren Absetzungen vom ehrenamtlichem Einkommen 

vornimmt, wenn dieses 100 Euro nicht übersteigt. Das heißt im Ergebnis: bei gleichzeitiger 

Erwerbstätigkeit und Ehrenamtstätigkeit kann der Freibetrag vom Ehrenamt nicht auf die 

Erwerbstätigkeit übertragen werden. Im verhandelten Fall (zum leichteren Rechnen 

gerundet): 200 Euro Erwerbseinkommen und 12,50 Euro Ehrenamt ergab sich. Das Ehrenamt 

blieb, weil unterhalb von 100 Euro, anrechnungsfrei und vom Erwerbseinkommen blieben der 

Grundfreibetrag in Höhe von 100 Euro frei und weitere 20% des übersteigenden Einkommens 

oberhalb von 100 Euro, also nochmals 20 Euro.  

Eine ausführlichere Darstellung der hier in Kurzform skizierten Urteile und weitere Urteile aus den 

Jahren 2013 und 2014 finden Sie in meinem Fortbildungsskript „SGB II konkret“ unter: 

www.sozialrecht-justament.de bei den Materialien die Rechtsprechung 2013/2014 anklicken oder 

direkt: 

http://sozialrecht-justament.de/data/documents/SGB-II-konkret.pdf 
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